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VORWORT
Im Frühjahr 2016 hat eine breit angelegte Be-
fragung von Betriebsräten in der Windindustrie 
stattgefunden. Nach der Pilotumfrage im Jahr 
zuvor stellt die IG Metall damit nun bereits zum 
zweiten Mal differenzierte Erkenntnisse zur Ent-
wicklung der Windbranche vor.
Die Befragung soll uns dabei unterstützen, ei-
nen Blick darauf zu werfen, wie die Betriebe der 
Windindustrie gegenwärtig aufgestellt sind. Den 
Schwerpunkt der Befragung haben wir auf die 
Entwicklung der Beschäftigung gelegt. Denn ob-
wohl in der Öffentlichkeit viel über die Branche 
geredet wird, gibt es kaum verlässliche Erkennt-
nisse über die dortigen Arbeits- und Produk- 
tionsbedingungen. Diese Lücke kann mit den 
vorliegenden Befragungsergebnissen geschlos-
sen werden.
Aufgrund der aktuellen politischen Situation wa-
ren auch Fragen nach dem möglichen Einfluss 
der – zum Zeitpunkt der Befragung noch geplan-
ten und inzwischen abgeschlossenen – Reform 
des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) ge-
stellt worden. Die von der überwiegenden Mehr-
heit der Betriebsräte geäußerten und von ihnen 
erwarteten negativen Auswirkungen haben wir 
in unserem „Betriebsrätenetzwerk Windindus- 
trie“ im ersten Halbjahr 2016 aufgegriffen. Durch 
das Engagement vieler Betriebsräte beim be-

trieblichen Aktionstag „5 vor 12“ und die intensiv 
geführten Diskussionen mit Vertretern aus der 
Landes- und Bundespolitik haben wir Einfluss 
auf die Debatte genommen, auch wenn wir die 
drastische Deckelung des Ausbaus der Wind- 
energie nicht abwenden konnten.
Jetzt geht es darum sicherzustellen, dass die 
Umstellung auf Ausschreibungen nicht zu einer 
Investitionslücke führt. Andernfalls verlieren 
wir Beschäftigung. Viele Betriebsräte erwarten, 
dass Ausschreibungen den Kostendruck in der 
Windindustrie weiter verschärfen werden. Dieser 
darf aber in den Unternehmen nicht einseitig zu 
Lasten der Beschäftigten gehen. Daher brauchen 
wir eine gut entwickelte Mitbestimmung und 
mehr Tarifbindung.
Auch das ist eines der wesentlichen Ergebnisse 
aus der Befragung: In den tarifgebundenen Be-
trieben der Branche sind die Arbeitsbedingun-
gen und die Entlohnung besser als in Betrieben 
ohne Tarifvertrag. Hier gibt es auch weniger be-
fristete Verträge und Leiharbeit. Die Quote der 
Auszubildenden ist in Firmen mit Tarifbindung 
ebenfalls höher, und die Probleme bei der Stel-
lenbesetzung sind geringer.
Unsere Perspektive für die Windindustrie ist des-
halb klar: eine innovative Zukunftstechnologie 
mit aktiver Mitbestimmung und Guter Arbeit.

Wolfgang Lemb
Geschäftsführendes Vorstandsmitglied 
der IG Metall

Meinhard Geiken
Bezirksleiter IG Metall Küste
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BEDEUTUNG UND ENTWICKLUNG DER WINDINDUSTRIE IN DEUTSCHLAND

Starke Branche vor 
großen Herausforderungen

Die Windindustrie ist in den vergangenen Jah-
ren dynamisch gewachsen. Hohe Wertschöp-
fungs- und Beschäftigungseffekte tragen ins-
besondere in strukturschwachen Regionen zur 
regionalen wirtschaftlichen Entwicklung bei. Die 
jüngsten politischen Weichenstellungen drohen 
allerdings das positive Wachstum der Branche 
enorm zu bremsen.

Die Umstellung der Energieversorgung auf er-
neuerbare Energiequellen ist seit Jahren eine der 
zentralen gesellschaftlichen und wirtschaftspo-
litischen Herausforderungen. Um die auf dem 
Klimagipfel von Paris 2015 beschlossene Redu-
zierung der CO2-Emissionen um 40 Prozent bis 
2030 zu erreichen und gleichzeitig die Risiken 
der Kernenergie zu vermeiden, ist der Ausbau 
der erneuerbaren Energien unerlässlich. Gleich-
zeitig bildet diese regenerative Energieform eine 
Alternative zu fossilen Brennstoffen. 
Zentrales Regulierungsinstrument für den Aus-
bau der erneuerbaren Energien ist das von der 
damaligen rot-grünen Bundesregierung im Jahr 

2000 eingeführte Erneuerbare-Energien-Gesetz 
(EEG). Seitdem haben die erneuerbaren Ener-
gien einen stetigen Bedeutungszuwachs in der 
deutschen Strom- und Energieversorgung erfah-
ren. Dieser wurde durch den 2011 beschlossenen 
Atomausstieg noch einmal verstärkt. 

Windindustrie als Eckpfeiler der Energiewende
Im Jahr 2015 machten die erneuerbaren Energie-
träger 32,6 Prozent des deutschen Bruttostromver-
brauchs aus. Dieser Anteil ist seit dem Jahr 2010 
um über 15 Prozentpunkte angestiegen – davon 
allein um über fünf Prozentpunkte im Jahr 2015. 
Zurückzuführen ist dieser Anstieg in erster Linie 
auf den Ausbau der Windenergie, die unter den 
erneuerbaren Energieträgern eine herausragende 
Stellung einnimmt. 44,9 Prozent des Stroms aus 
erneuerbaren Energiequellen werden mittlerwei-
le durch Windkraftanlagen an Land und auf See 
erzeugt, wobei allerdings nur 4,4 Prozent aus der 
Offshore-Windenergie stammen (vgl. Tabelle 1).
Der Ausbau der Windenergieanlagen (WEA) an 
Land und auf See wird kontinuierlich fortgeführt. 
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Allein im vergangenen Jahr wurde die Energie-
leistung durch die Onshore-Windenergie um wei-
tere 3535,77 Megawatt (MW) ausgebaut. Davon 
resultieren rund 484 MW aus dem Repowering 
bestehender Anlagen. Im Offshore-Bereich wur-
den im Jahr 2015 546 WEA mit einer Leistung von 
2282,4 MW neu installiert. Diese WEA verteilen 
sich auf insgesamt neun Offshore-Windenergie-
projekte. Darüber hinaus wurden weitere 41 WEA 
mit einer Leistung von 246 MW auf See errich-
tet, die Ende 2015 aber noch nicht in das Netz  
eingespeist haben. Insgesamt waren im Jahr 2015 
25980 WEA mit einer Leistung von 41651 MW  
installiert.1

Große (regional)wirtschaftliche Bedeutung der 
Windindustrie
Bis zur Inbetriebnahme der WEA an Land oder 
auf See ist es jedoch ein langer Weg. Hinter dem 
Ausbau der Windenergie steht eine eigene indus-
trielle Wertschöpfungskette, die ein breites Spek-
trum unterschiedlicher Unternehmen umfasst. 
Hierzu zählen Unternehmen, die direkt die Her-
stellung von Windkraftanlagen beziehungswei-
se deren Komponenten (Türme/Turmsegmente, 
Wälzlager, Rotorblätter, Gondeln, Generatoren 
und Fundamente) übernehmen. Darüber hinaus 
sind aber auch Hersteller von Kabeln sowie tra-

ditionelle Schiffbauunternehmen, die sich auf 
den Bau von Spezialschiffen sowie die Produk- 
tion von Wohn- und Umspannplattformen im Be-
reich der Offshore-Windenergie spezialisiert ha-
ben, Teil der industriellen Wertschöpfungskette. 
Ebenso gehören Betriebe zur Windindustrie, die 
dem industrienahen Dienstleistungssektor an-
gehören, wie Projektierer und Service- und War-
tungsdienstleister, die für die Errichtung und den 
Betrieb von Windparks verantwortlich sind. Von 
den Betrieben der Windindustrie gehen beacht- 
liche Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte 
aus, weshalb die Windenergie nicht nur aufgrund 
energiepolitischer Aspekte, sondern auch aus 
wirtschafts- und beschäftigungspolitischer Sicht 
von großer Bedeutung für den Industriestandort 
Deutschland ist. 

Hohe Wertschöpfungseffekte durch Windindustrie
Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung 
(DIW) geht für das Jahr 2012 von einem Brutto-
wertschöpfungseffekt in Höhe von 10,67 Milliar-
den Euro2 allein durch Investitionen und den Be-

1 vgl. Deutsche WindGuard (2016): Status des Windenergieausbau an Land in Deutschland, Varel; Deutsche 
Windguard (2016): Status des Offshore-Windenergieausbau in Deutschland, Varel

2 Dies umfasst sowohl direkte Effekte, z. B. durch die Einkommen der Beschäftigten, die direkt in der Herstel-
lung von neuen Windenergieanlagen arbeiten, als auch indirekte Effekte durch vorgelagerte Bereiche der 
Wertschöpfungskette wie die Stahlindustrie.

AUSBAU UNERSETZLICH
» Die Umstellung der Energieversorgung auf er-
neuerbare Energien ist eine der wichtigsten Her-
ausforderungen unserer Gesellschaft – auch aus 
wirtschaftspolitischen Gründen. Um das Ergebnis 
von Paris 2015 umzusetzen, die CO2-Emissionen 
um 40 Prozent bis 2030 zu reduzieren und die Ri-
siken der Kernenergie zu vermeiden, ist der Aus-
bau der erneuerbaren Energien unersetzlich. «

CHRISTIAN JULIUS 
BETRIEBSRATSVORSITZENDER 

THYSSENKRUPP ROTHE ERDE 

GMBH

Stromquelle Anteil 2015

Onshore-Windenergie 40,5

Offshore-Windenergie 4,4

Photovoltaik 19,6

Biogene Festbrennstoffe, Biogas 25,5

Wasserkraft 9,9

STRUKTUR DER STROMERZEUGUNG AUS ERNEUERBAREN  
ENERGIEN IN DEUTSCHLAND IM JAHR 2015 (Angaben in Prozent)

Quelle: BMWi (2016): Erneuerbare Energien in Deutschland.  
Das Wichtigste im Jahr 2015 auf einen Blick
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trieb von Windenergie an Land aus. Den größten 
Anteil haben dabei die Bruttowertschöpfungs- 
effekte aus Investitionen in neue Windenergie-
anlagen. Insgesamt gehen von den Betrieben  
der Windindustrie in jedem Jahr Investitionen 
in Milliardenhöhe aus, die die Windbranche zu 
einem bedeutenden Wirtschaftsfaktor machen. 
Von den insgesamt 14,5 Milliarden Euro, die im 
Jahr 2015 in die Errichtung von Anlagen zur Nut-
zung erneuerbarer Energien investiert wurden, 
resultieren allein zwei Drittel aus Investitionen in 
die Windenergie an Land und auf See.3 Und wäh-
rend der erzielte Umsatz durch die Herstellung 
von Photovoltaikanlagen in den vergangenen Jah-
ren stark eingebrochen ist, sind die Umsatzzah-
len insbesondere bei der Windenergie an Land 
in diesem Zeitraum kontinuierlich gestiegen und 
lagen mit 11,82 Milliarden Euro 2014 elf Prozent 
über dem Vorjahreswert. Die Offshore-Industrie 
musste hingegen im gleichen Zeitraum einen 
Rückgang von elf Prozent auf 1,71 Milliarden Euro 
hinnehmen. Grund für die Umsatzsteigerung im 

Onshore-Bereich war vor allem die hohe Inves-
titionsnachfrage in Deutschland.4 Damit kommt 
dem heimischen Markt ein hoher Stellenwert zu, 
dessen weiterhin positive Entwicklung stark von 
sicheren und somit investitionsfreundlichen po-
litischen Rahmenbedingungen abhängt. 

Dynamisches Beschäftigungswachstum
Vor dem Hintergrund der steigenden Bedeutung 
erneuerbarer Energiequellen für den deutschen 
Energiemix hat auch die Beschäftigung in der 
Windbranche in den vergangenen Jahren ein 
dynamisches Wachstum erfahren. Im Jahr 2014 
waren nach Angaben des Bundesverbands Wind- 
Energie e.V. über 149000 Personen in der Wind-
branche tätig – davon 18700 im Offshore-Bereich. 
Seit 2002 (46000 Beschäftigte) hat sich die Zahl 
der Beschäftigten im Windbereich mehr als ver-
dreifacht. Auch hier hat der industrielle Kern der 
Branche den größten Anteil an der Beschäftigung: 
Im Jahr 2012 kann etwa von einem direkten und in-
direkten Beschäftigungseffekt von fast 100000 Be-

3 Vgl. BMWi (2016): Entwicklung der erneuerbaren Energien in Deutschland im Jahr 2015. Grafiken und Diagram-
me unter Verwendung aktueller Daten der Arbeitsgruppe Erneuerbare Energien-Statistik (AGEE-Stat), Stand 
Februar 2016. 

4 Vgl. O’Sullivan et al. (2015): Bruttobeschäftigung durch erneuerbare Energien in Deutschland und verringerte 
fossile Brennstoffimporte durch erneuerbare Energien und Energieeffizienz. Zulieferung für den Monitoring- 
bericht 2015. Stand: September 2015, S. 6-7.

BESCHÄFTIGUNGSENTWICKLUNG IN DER WINDINDUSTRIE DEUTSCHLANDS 2002 BIS 2014 

Quelle: Bundesverband WindEnergie e.V. (2015): Beschäftigte in der Windindustrie  
(URL: https://www.wind-energie.de/infocenter/statistiken/deutschland/beschaftigte-der-windindustrie), Berlin
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schäftigten durch die Herstellung neuer Onshore- 
Windenergieanlagen ausgegangen werden.5

Die positiven Wertschöpfungs- und Beschäfti-
gungseffekte gehören für Kommunen zu den 
Hauptbeweggründen, den Ausbau erneuerbarer 
Energien auf regionaler Ebene weiter voranzu-
treiben.6 Gerade in strukturschwachen Regionen 
– zum Beispiel an der deutschen Nord- und Ost-
seeküste – ist die Windindustrie zu einem Hoff-
nungsträger für die regionale Wirtschaft und den 
Arbeitsmarkt avanciert. 
Die hohen Zubau-Zahlen neuer Windenergieanla-
gen in den vergangenen Jahren und das Bekenntnis 
der Bundesregierung zum Atomausstieg und zur 
Energiewende haben Anlass zu der Annahme gege-
ben, dass sich der Wachstumskurs der Windindus- 
trie auch künftig fortsetzen wird. So prognostizier-
te das Institut für ökologische Wirtschaftsforschung 
noch Ende 2015, dass bis 2020 die Wertschöpfung 
um 80 Prozent und die Beschäftigtenzahl um 70 Pro-
zent im Vergleich zu 2012 steigen würden.7 

Politische Fehlimpulse durch EEG-Reform 2016
Nachdem der Bundestag Anfang Juli 2016 trotz 
massiver Kritik von Branchenverbänden, Gewerk-
schaften und seitens der Länder der Reform des 
EEG zugestimmt hat, ist diese positive Prognose in 
weite Ferne gerückt. Die Gesetzesänderungen des 
EEG und des „Windenergie auf See“-Gesetzes be-
inhalten eine deutliche Begrenzung des Ausbaus 
der Windenergie in den nächsten zehn Jahren. 
Im neuen Ausschreibungsverfahren beträgt die 
jährlich ausgeschriebene Menge für die Onshore- 
Windenergie in den Jahren 2017, 2018 und 2019 
nur noch 2800 MW brutto und ab 2020 2900 MW 
brutto. Im Gegensatz zum Ausbaukorridor des EEG 
2014 von jährlich 2500 MW netto bedeutet dies 
einen deutlichen Einschnitt. Für die Windenergie 
auf See wurden die Ausschreibungsmengen ins-
besondere für die Jahre 2021 und 2022 auf Druck 
der CDU/CSU-Fraktion noch einmal drastisch re-
duziert (500 MW pro Jahr) und auch für die Jahre 

2023 bis 2025 bleibt die ausgeschriebene Menge 
neuer Offshore-Windenergieanlagen mit 700 MW 
pro Jahr hinter dem ursprünglich anvisierten Aus-
bau zurück. Schon jetzt kann damit gerechnet wer-
den, dass es 2021 und 2022 zu einem „Fadenriss“ 
in der Offshore-Windindustrie kommen wird. Es 
drohen damit zum wiederholten Male Unteraus-
lastung und Betriebsstilllegungen. Daneben sorgt 
die Umstellung auf Ausschreibungsverfahren zu 
einer Verringerung der Akteursvielfalt in der Wind- 
industrie sowie zu erhöhtem Wettbewerbsdruck 
für die Betriebe der Windindustrie. 
Für die Beschäftigten der Branche wird dies voraus-
sichtlich erneut Kurzarbeit und Entlassungen zur 
Folge haben. Zudem kann der Kostendruck durch 
Ausschreibungen zu einer Verschlechterung der Ar-
beitsbedingungen in der Branche führen. 
Die IG Metall, die Betriebsräte und die Beschäftigten 
der Windindustrie stehen nach dieser politischen 
Entscheidung vor großen Herausforderungen, um 
Beschäftigungsabbau und eine Verschlechterung 
der Arbeitsbedingungen zu vermeiden. 

5 Vgl. Mattes, Anselm (2014):Die ökonomische Bedeutung der Windenergiebranche. Modul 1: Windenergie an 
Land in Deutschland. DIW Econ. Berlin: 16.05.2014.

6 Vgl. Hauber, Jürgen und Chantal Ruppert-Winkel (2010): Moving towards Energy Self-Sufficiency based on 
Renewables: Comparative case studies on the social process of regional change ISEE Conference 2010: Advan-
cing Sustainability in a Time of Crisis.

7 Vgl. Hirschl et al. (2015): Wertschöpfung durch Erneuerbare Energien. Ermittlung der Effekte auf Länder- und 
Bundesebene. Schriftenreihe des IÖW. Berlin: Dezember 2015, S.128.

PRIORITÄTEN FALSCH GESETZT
» Die Offshore-Windindustrie ist kein Beschäf-
tigungsfeld mehr für mich. Unsere Ideen und 
Konzepte sind weltweit bekannt, werden aber 
in Deutschland ignoriert. Die Politik hat es nicht 
geschafft, mit der Energiewende für zusätzliche 
Arbeit auf den Werften zu sorgen. Die Prioritäten 
wurden falsch gesetzt: Bajuwarische Kuhscheiße 
ist in Berlin wichtiger als norddeutscher Wind. «

DETLEF NETTELROTH 
BETRIEBSRATSVORSITZENDER 

ABEKING & RASMUSSEN 

LEMWERDER
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DAS BETRIEBSRÄTE-NETZWERK DER IG METALL IN DER WINDINDUSTRIE

Lobby für Gute Arbeit

Mit dem 2005 gegründeten Betriebsräte-Netz-
werk Windindustrie will die IG Metall nicht nur 
die Arbeitsbedingungen der Beschäftigten in 
der Windbranche verbessern helfen, sondern 
sich auch stärker branchenpolitisch engagieren.

Seit Mitte der 1990-er Jahre ist die Produktion von 
Windenergieanlagen in Deutschland stark expan-
diert. Stand zunächst die Windenergie an Land im 
Vordergrund der Entwicklung, hat in den letzten 
Jahren gerade die Offshore Windindustrie für Neu-
ansiedlungen von Unternehmensstandorten und 
steigende Beschäftigungszahlen gesorgt.
Während die IG Metall in den klassischen Zu-
lieferbetrieben der Windbranche gut verankert 
war, galt es in den ersten Boomjahren, bei den 
neu entstandenen und oft schnell wachsenden 
Endherstellern überhaupt erst gewerkschaft- 
liche Strukturen und Betriebsratsgremien aufzu-
bauen. Auch sind noch immer Tarifverträge nicht 
flächendeckend durchgesetzt.
Heute ist die Windindustrie im Maschinen- und 
Anlagenbau fest integriert. Zur Branche gehören 
die Endhersteller und eine Reihe spezialisierter 
Zulieferer, die insbesondere in den norddeut-
schen Küstenländern angesiedelt sind, ebenso 
wie eine breit gestreute Zulieferindustrie im ge-
samten Bundesgebiet.
Seit Anfang 2015 hat die IG Metall ihre Branchen-
arbeit in der Windindustrie auf neue Füße gestellt. 
Der IG Metall-Vorstand und der IG Metall-Bezirk 
Küste organisieren nun gemeinsam das Betriebs-
räte-Netzwerk Windindustrie. Seine Ziele sind,

  die IG Metall und die Betriebsräte in der Bran-
che Windindustrie sichtbarer zu machen, 
  Anforderungen an Politik und Unternehmen 
für eine nachhaltige Industriepolitik zu formu-
lieren,
  Lobbyarbeit für Gute Arbeit in der Branche  
voranzutreiben,
  den Auf- und Ausbau gewerkschaftlicher 
Strukturen in den Betrieben zu unterstützen.

Wie arbeitet das Netzwerk?
  Netzwerkkonferenz: findet ein bis zwei Mal 
pro Jahr mit den Betriebsräten aus der Windin-
dustrie statt;
  Lenkungskreis: besteht aus drei Betriebsräten 
und zwei IG Metall-Sekretären und koordiniert 
die Netzwerkarbeit;
  Qualifizierungsangebote: Weiterbildungsan-
gebote für Betriebsräte der Windindustrie zu 
branchenspezifischen Themenstellungen.

Die ersten beiden Jahre des Betriebsräte-Netz-
werks waren insbesondere von zwei Aktivitäten 
geprägt: Gemeinsam haben Betriebsräte und 
IG Metall die Forderungen der IG Metall zur Re-
form des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 
im Jahr 2016 erarbeitet, die dann aktiv in die 
politische Debatte gebracht wurden. Mit der Be- 
triebsrätebefragung zu den Arbeits- und Pro- 
duktionsbedingungen in der Windindustrie steht 
ein gutes Analysewerkzeug zur Verfügung, um 
das Thema Gute Arbeit in den Betrieben voranzu- 
bringen.  
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UMFRAGE UNTER DEN BETRIEBSRÄTEN DER WINDINDUSTRIE ZU DEN
ARBEITS- UND PRODUKTIONSBEDINGUNGEN IN DER BRANCHE

Bessere Arbeitsbedingungen durch 
Tarifverträge

Im Frühjahr 2016 hat die Agentur für Struktur-  
und Personalentwicklung GmbH (AgS) aus Bre-
men im Auftrag der IG Metall bereits zum zwei-
ten Mal die Betriebsräte der Windindustrie zu 
den Arbeits- und Produktionsbedingungen in  
ihren Betrieben befragt. Neben Themen wie  
„Ausbildung“ und „Leiharbeit und Werkverträge“  
stand auch die künftige Marktentwicklung vor 
dem Hintergrund der damals erst geplanten 
EEG-Reform im Fokus der Befragung. 

Kurzinformation zur Umfrage/Rücklauf 
An der Umfrage haben sich in diesem Jahr 42 Be-
triebe (2015: 35 Betriebe) mit insgesamt 19043 
Beschäftigten (2015: 17050 Beschäftigte) be-
teiligt. Die Betriebe repräsentieren die gesam-
te Wertschöpfungskette der Windindustrie von 
Windkraftanlagenproduzenten über Turmher-
steller bis zu Service- und Wartungsdienstleis-
tern. Regionale Schwerpunkte liegen vor allem in 
den norddeutschen Bundesländern und in Nord-

rhein-Westfalen. Von den 42 erfassten Betrieben 
erzielen 25 Betriebe mindestens 50 Prozent ihres 
Umsatzes und 16 Betriebe ihren gesamten Um-
satz im Windbereich.

EEG-Reform 2016 bremst positive Entwicklung 
der Branche aus
Bereits bevor die EEG-Reform umgesetzt wurde, 
warnten die Betriebsräte der Windindustrie da-
vor, dass durch die geplanten Neuregelungen 
die positive Entwicklung der Branche stark aus-
gebremst werden könnte. Eine überwältigende 
Mehrheit (80,5 Prozent) der Befragten ging zum 
Zeitpunkt der Umfrage – und damit vor dem end-
gültigen Bundestagsbeschluss – von einem ne-
gativen Einfluss der EEG-Novelle auf ihre Branche 
aus.8 Pessimistisch ist daher auch der Ausblick 
auf die künftige Marktentwicklung der Wind- 
industrie. Nur knapp ein Fünftel der Befragten 

8 Basis: 41 Betriebe mit 18987 Beschäftigten
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(19 Prozent) erwartet in den kommenden Jahren 
eine positive Marktentwicklung, wohingegen 
26,2 Prozent mit einer negativen Marktentwick-
lung rechnen. Weitere 16,7 Prozent konnten dies-
bezüglich keine Angaben machen. Dies spricht 
für eine Verunsicherung hinsichtlich der zu-
künftigen Entwicklung der Branche. Besonders 
schlecht stehen die Prognosen der Betriebsräte 
für den Onshore-Bereich. Hier prognostizieren 
nur zehn Prozent der Befragten eine positive 
Marktentwicklung.9 
Als Hauptgrund für die überwiegend negativen 
Einschätzungen nennen die Betriebsräte die 
politischen Rahmenbedingungen, insbesonde-
re die EEG-Reform. Auch nachdem die Reform 
nun beschlossen wurde, wird sich an diesem 
pessimistischen Ausblick vermutlich nicht viel 
geändert haben. Die drastische Reduzierung der 
Ausbauziele für die Offshore-Windindustrie kurz 
vor Verabschiedung des Gesetzes spricht eher 
dafür, dass die Marktentwicklungsperspektiven 
für den Offshore-Bereich heute sogar wesentlich 
schlechter eingeschätzt würden.

Betriebliche Auswirkungen der EEG-Reform  
erfordern Anpassungsstrategien
Negative Folgen werden aber nicht nur allge-
mein für die Branche, sondern von weit mehr 
als der Hälfte der Befragten (60 Prozent) auch 
ganz konkret für den eigenen Betrieb befürch-
tet.10 Dementsprechend ist der Anteil der 
Betriebe, in denen mit einer zunehmenden 
Auftragslage in den kommenden zwei Jahren 
gerechnet werden kann, mit 16,7 Prozent rela-
tiv gering. Eine negative Auftragsentwicklung 
prognostiziert hingegen jeder fünfte und im 
Onshore-Bereich sogar jeder vierte Betriebs-
rat.11 Um vor dem Hintergrund der veränderten 
politischen Rahmenbedingungen weiterhin 
wettbewerbsfähig sein zu können, sind nach 
Informationen der Betriebsräte unterschied-
liche betriebliche Strategien zu erwarten. So 
berichten einige Betriebsräte, dass ihr Betrieb 
aufgrund der Reform plane, andere Standbei-

9 Basis: 40 Betriebe mit 19073 Beschäftigten
10 Basis: 40 Betriebe mit 18977 Beschäftigten
11 Basis: 24 Betriebe mit 12013 Beschäftigten

EEG-REFORM 2016 – NEGATIVER EINFLUSS AUF BRANCHE ERWARTET
Frage im Fragebogen: Wie schätzt der Betriebsrat den Einfluss der geplanten 
EEG-Reform 2016 ein? (…auf die Branche)

(Angaben in Prozent)

keine Angaben kein Einfluss negativ positiv

12,2 4,9 2,480,5

KÜNFTIG KAUM POSITIVE MARKTENTWICKLUNG
Frage im Fragebogen: Wie wird sich aus Sicht des Betriebsrats die Wind- 
industrie in den kommenden fünf Jahren entwickeln? (Windindustrie 
gesamt)? (Angaben in Prozent)

38,1

26,2

19,0

16,7

gleichbleibend

negativ

k.A.

positiv

MARKTENTWICKLUNG ONSHORE – DEUTLICH WENIGER POSITIVE 
PERSPEKTIVEN 

(Angaben in Prozent)

keine Angaben gleichbleibend negativ positiv

22,5 37,5 10,030,0
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ne auszubauen oder verstärkt ausländische 
Märkte zu erschließen. Aber auch eine stär-
kere Flexibilisierung und Kostensenkungspro-
gramme werden als möglich erachtet. 
Solche Anpassungsstrategien dürften nicht fol-
genlos für die Beschäftigten und die Arbeitsbe-
dingungen in den Betrieben bleiben: Verstärk-
ter Einsatz flexibler Beschäftigungsformen wie 
Leiharbeit, Werkverträge und Befristungen, 
Personalabbau und Kurzarbeit sowie Ausglie-
derungen könnten hier mögliche Folgen sein. 

Gegenwärtig gute Auslastung durch EEG-Reform 
bedroht
Es droht also eine nächste Krise für die Branche, 
nachdem sich die Betriebe gerade erst von den 
Folgen der letzten regulatorischen Unsicherhei-
ten erholen konnten. Erfreulicherweise sind zur-
zeit 31 Betriebe zu 100 Prozent ausgelastet und 
in nur einem Betrieb liegt die Auslastung unter 
50 Prozent12. 
Kurzarbeit musste seit Januar 2015 in sieben Be-
trieben mit einer durchschnittlichen Dauer von 
sechs Monaten praktiziert werden. Sechs davon 
haben Angaben zu der Zahl der betroffenen Be-
schäftigten gemacht: Danach waren von 2131 Be- 
schäftigten 1106 von Kurzarbeit betroffen. Kon-
kret geplant ist Kurzarbeit außerdem in drei  
Betrieben. Hier würden gegebenenfalls von insge-
samt 1144 Beschäftigten 746 betroffen sein. 
Aufgrund der Neuausrichtung des EEG ist eine 
positive Auslastungsperspektive in den nächs-
ten Jahren jedoch keineswegs gesichert. Statt-
dessen ist die Verunsicherung groß, und kaum 
ein Betriebsrat konnte Angaben zur Auslastung 
nach 2018 machen. 

Abspaltungen und Ausgliederungen als Heraus-
forderung für Mitbestimmung
Abspaltungen und Ausgliederungen sind schon 
heute keine Ausnahme in der Branche. In rund 
einem Viertel (24,4 Prozent) der Betriebe wurden 
seit 2012 Betriebsteile abgespalten beziehungs-
weise ausgegliedert.13 Sechs von diesen Betrie-
ben konnten die Anzahl der betroffenen Beschäf-

12 Basis: 40 Betriebe mit 18811 Beschäftigten
13 Basis: 41 Betriebe mit 18788 Beschäftigten

EEG-REFORM – DIREKTE NEGATIVE AUSWIRKUNGEN AUF DEN BETRIEB
Frage im Fragebogen: Wie schätzt der Betriebsrat den Einfluss  
der geplanten EEG-Reform 2016 ein? (…auf den Betrieb)

(Angaben in Prozent)

keine Angaben kein Einfluss negativ positiv

20,0 17,5 2,560,0

AUFTRAGSLAGE BLEIBT WEITGEHEND STABIL
Frage im Fragebogen: Wie wird sich Ihrer Einschätzung nach die Auftrags-
lage in den kommenden zwei Jahren entwickeln?

40,5

21,4

16,7

21,4

(Angaben in Prozent)

gleichbleibend

nimmt ab

keine Angaben

nimmt zu

AUFTRAGSLAGE ONSHORE – WENIGER AUFTRÄGE IN EINEM  
VIERTEL DER BETRIEBE BEFÜRCHTET (Angaben in Prozent)

keine Angaben gleichbleibend nimmt ab nimmt zu

12,5 45,8 16,725,0
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tigten beziffern. Demnach waren insgesamt 543 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer14 betrof-
fen, was einem Anteil von 18,1 Prozent aller Be-
schäftigten in diesen Betrieben entspricht.15 Die 
Abspaltung weiterer Betriebsteile ist zudem in 
fünf Betrieben16 geplant. Davon wären dann wei-
tere 195 Beschäftigte betroffen. Herausforderun-
gen entstehen dabei insbesondere auch für die 
betrieblichen Interessenvertretungsstrukturen, 
die in den ausgegliederten Betriebsteilen erst 
neu etabliert werden müssen. 

Unterdurchschnittlicher Anteil weiblicher  
Beschäftigter
Wie in anderen Branchen der Metall- und Elek-
troindustrie arbeiten hauptsächlich Männer in 
der Windindustrie. Lediglich 12,4 Prozent aller 
Beschäftigten sind weiblich.17 
Auch wenn die Metall- und Elektroindustrie insge-
samt immer noch eine Männerdomäne ist, ist der 
Frauenanteil in der Windindustrie im Vergleich zu 
anderen Branchen gering. Der Anteil weiblicher 
Beschäftigter in der Windindustrie befindet sich 
ungefähr auf dem gleichen Niveau wie im Schiff- 
und Bootsbau (12,3  Prozent), ist aber deutlich ge-

14 Basis: 4 Betriebe mit 2153 Beschäftigten
15 Basis: 6 Betriebe mit 2464 Beschäftigten

16 Basis: 41 Betriebe mit 18620 Beschäftigten
17 Basis: 35 Betriebe mit 13569 Beschäftigten

ES FEHLT AN KNOW-HOW
» Uns fehlt wichtiges Know-how in Deutschland: 
Es gibt keine Werft mehr, die Umspannplattformen 
bauen kann. Die Werften in Wismar, Warnemünde  
und Stralsund haben sich aus dem Offshore- 
Geschäft verabschiedet und setzen nach der Über-
nahme durch die Genting-Gruppe auf den Bau von 
Kreuzfahrtschiffen. Siemens lässt deshalb die wei-
teren Plattformen in Spanien und Dubai bauen. «

SVENJA ANTON 
BETRIEBSRÄTIN SIEMENS 

NIEDERLASSUNG HAMBURG

ABSPALTUNGEN UND AUSGLIEDERUNGEN SEIT 2012  
UND KÜNFTIG GEPLANT (Angaben in Prozent)

Betriebsteile mit 18,1 Prozent der 
Beschäftigten wurden in diesen 
Betrieben ausgegliedert.

8,3 Prozent der Beschäftigten 
arbeiten in den Betriebsteilen,  
die voraussichtlich künftig aus- 
gegliedert werden sollen. 

24,4

73,2

Ja

2,4    nicht bekannt

70,7

Abspaltungen seit 2012

Abspaltungen geplant

12,2

17,1

Ja

Nein

Nein

nicht bekannt

STANDARD FÜR DIE BRANCHE
» Das Offshore-Werk von Siemens in Cuxhaven ist 
noch im Bau, der Tarifvertrag für die Beschäftigten 
aber bereits abgeschlossen. Für die neuen Kollegin-
nen und Kollegen gelten weitgehend die tariflichen 
Standards der norddeutschen Metall- und Elek- 
troindustrie. Das Unternehmen setzt damit einen 
Standard für die Branche und zeigt, dass saubere 
Energie und Gute Arbeit zusammengehören. «

THOMAS AHME 
BETRIEBSRAT SIEMENS  

NIEDERLASSUNG HAMBURG
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ringer als etwa in der Luft- und Raumfahrtindustrie 
(15,7 Prozent), dem Maschinenbau (16,7 Prozent) 
oder der Automobilindustrie (16,7 Prozent).18

Anteil von Ingenieuren und Technikern  
vergleichsweise gering
Mehr als die Hälfte (54,9 Prozent) der Beschäftig-
ten arbeitet in der Produktion, knapp ein Drittel 
(32,1 Prozent) in der Verwaltung und nur 13 Pro-
zent sind im Engineering beschäftigt.19 Der Anteil 
von Ingenieurinnen und Ingenieuren sowie von 
Technikerinnen und Technikern liegt zwar immer-
hin bei 19,9 Prozent20, ist jedoch deutlich gerin-
ger verglichen etwa mit der Luft- und Raumfahr-
tindustrie. In dieser Branche verfügten im Jahr 
2015 42 Prozent der Beschäftigten über einen 
Ingenieur- oder Technikertitel.21 Dies ist insofern 
nicht überraschend, als auch der Anteil finan- 
zieller Mittel, der für Forschung und Entwicklung 
aufgebracht wird, in der Luft- und Raumfahrt- 
industrie mit durchschnittlich 14,4 Prozent22 in 
2015 deutlich über dem durchschnittlichen An-
teil von 6,6 Prozent23 in der Windindustrie liegt. 

Auswirkungen des demographischen Wandels 
bisher noch nicht spürbar
Mit etwas mehr als zwei Dritteln der Beschäftig-
ten (67,8 Prozent), die unter 45 Jahre alt sind, 
und nur einem Anteil von knapp zehn Prozent der 
55-jährigen und älteren Beschäftigten ist der Al-
tersdurchschnitt in der Windindustrie zwar noch 
vergleichsweise jung.24 Ein Grund könnte darin 
liegen, dass die Branche selbst noch nicht sehr 
lange existiert. Bei einer insgesamt alternden 
Bevölkerung muss allerdings langfristig auch in 
der Windindustrie mit einer Alterung der Beleg-
schaften gerechnet werden.

18 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2016): Arbeitsmarkt 
in Zahlen, Sozialversicherungspflichtig und gering-
fügig Beschäftigte nach Wirtschaftszweigen der 
WZ 2008 und ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, 
April 2016.

19 Basis: 18 Betriebe mit 5855 Beschäftigten
20 Basis: 26 Betriebe mit 9195 Beschäftigten
21 Vgl. IG Metall (2015): air|report. Arbeits- und Pro-

duktionsbedingungen in der Luft- und Raumfahr-
tindustrie. Betriebsrätebefragung 2015. Ergebnisse 
und Schlussfolgerungen, S.11.

INGENIEUR-/TECHNIKERANTEIL IM BRANCHENVERGLEICH –  
WINDINDUSTRIE UNTERDURCHSCHNITTLICH (Angaben in Prozent)

Quelle: Luft- und Raumfahrzeugbau: IG Metall (2015): air|report;  
Bahnindustrie: IG Metall 2014: Bahnindustrie: Branchenreport 2014

19,9

42

34,6

Luft- und Raumfahrzeugbau 2015

Bahnindustrie 2013

Windindustrie 2016

ALTERSSTRUKTUR DER BESCHÄFTIGTEN DER WINDINDUSTRIE  
 (Angaben in Prozent)

22,3

9,8

25,1

7,3

35,4

55 Jahre und älter

45 bis 54 Jahre

15 bis 24 Jahre

25 bis 34 Jahre

35 bis 44 Jahre

FRAUENANTEIL IM BRANCHENVERGLEICH –  
WINDINDUSTRIE AM UNTEREN ENDE (Angaben in Prozent)

Automobilindustrie 2015

Maschinenbau 2015

Luft- und Raumfahrzeugbau 2015

Windindustrie 2016

Schiff- und Bootsbau 2015

Quelle: Automobilindustrie, Maschinenbau, Luft- und Raumfahrzeugbau, Schiffs- und Bootsbau: 
Bundesagentur für Arbeit (2016), Stichtag 30.09.2015

16,7

16,5

15,7

12,4

12,3
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Probleme bei der Stellenbesetzung oft haus- 
gemacht
Schon jetzt berichten 48,8 Prozent der be-
fragten Betriebsräte davon, im vergangenen 
Jahr mit Problemen bei der Besetzung offener 
Stellen mit geeigneten Fachkräften im Betrieb 
konfrontiert gewesen zu sein.25 Schwierigkeiten 
bestanden dabei vor allem in der Produktion 
sowie im Bereich Service und Wartung. Trotz 
dieser bereits sichtbaren Herausforderung ver-
fügt nur ein Bruchteil der Betriebe über eine 
strategische, auf die Zukunft ausgerichtete Per-
sonalplanung. Nur 23,7 Prozent der Betriebs-
räte konnten bestätigen, dass eine solche Per-
sonalplanung in ihrem Betrieb existiert.26 
Diese müsste auch die Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten des Betriebs zum Gegen-
stand haben. Denn wie die Umfrageergebnisse 
zeigen, sind die Probleme bei der Stellenbeset-
zung größtenteils hausgemacht. So geben die 
meisten Betriebsräte den Mangel an Fachkräf-
ten beziehungsweise Qualifikationen in den ge-
suchten Berufen als Hauptgrund an. 
Geradezu widersprüchlich wirken in diesem Zu-
sammenhang die relativ geringe Ausbildungs-
quote von 4,9 Prozent und die Tatsache, dass 
jeder fünfte Betrieb zurzeit überhaupt nicht 
ausbildet.27 Die Ausbildungsquoten in den ver-
wandten Branchen Maschinenbau (6,5 Prozent) 
und Schiffs- und Bootsbau (7,7 Prozent) sind hier 
deutlich höher.28 Mit einer Erhöhung ihrer Aus-
bildungsaktivitäten könnten die Betriebe ihren 
Fachkräftebedarf besser decken. 

Windindustrie bietet bisher gute Perspektive für 
Auszubildende 
Interesse an einer Ausbildung in der Windindus- 
trie hat jedenfalls eine Vielzahl junger Menschen. 
So bewarben sich im vergangenen Jahr durch-
schnittlich 17 Bewerberinnen und Bewerber auf ei-

PROBLEME BEI DER STELLENBESETZUNG IN KNAPP DER HÄLFTE 
DER BETRIEBE 

(Angaben in Prozent)

Nein

43,9 48,8

7,3

Ja

nicht bekannt

STRATEGISCHE PERSONALENTWICKLUNG KAUM VERBREITET 
(Angaben in Prozent)

Nein

42,1

23,7

34,2

Ja

nicht bekannt

22 Vgl. IG Metall (2015): air|report. Arbeits- und Pro-
duktionsbedingungen in der Luft- und Raumfahr-
tindustrie. Betriebsrätebefragung 2015. Ergebnisse 
und Schlussfolgerungen, S.11.

23 Basis: 18 Betriebe mit 8976 Beschäftigten
24 Basis: 30 Betriebe mit 11136 Beschäftigten
25 Basis: 41 Betriebe mit 19063 Beschäftigten
26 Basis: 38 Betriebe mit 18107 Beschäftigten

27 Basis: 35 Betriebe mit 16422 Beschäftigten
28 Vgl. Bundesagentur für Arbeit (2016): Arbeitsmarkt 

in Zahlen, Sozialversicherungspflichtig und gering-
fügig Beschäftigte nach Wirtschaftszweigen der 
WZ 2008 und ausgewählten Merkmalen, Nürnberg, 
April 2016.

29 Basis: 14 Betriebe mit 6050 Beschäftigten
30 Basis: 37 Betriebe mit 18502 Beschäftigten

nen Ausbildungsplatz in der Branche.29 Trotzdem 
kann in naher Zukunft höchstens mit einer gerin-
gen Erhöhung der Auszubildendenzahl gerechnet 
werden. Den Umfrageergebnissen zufolge soll sie 
in nur vier Betrieben erhöht werden.30 
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Dass Auszubildende für die Betriebe in der Regel 
eine wichtige personelle Ressource darstellen, 
zeigt die hohe Übernahmequote: 88,6 Prozent 
der Auszubildenden, die im Jahr 2015 ihre Aus-
bildung abgeschlossen haben, wurden danach 
übernommen.31 Im Onshore-Bereich wurden so-
gar nahezu alle Auszubildenden (98,2 Prozent) 
nach Abschluss der Ausbildung weiterbeschäf-
tigt32, wohingegen die Übernahmequote in den 
Offshore-Betrieben bei nur 69,1 Prozent lag.33 

Dies kann unter anderem darauf zurückgeführt 
werden, dass bisher insbesondere der Offshore- 
Bereich von Investitionsunsicherheiten betroffen 
war. Die mit der EEG-Reform absehbaren Folgen 
könnten allerdings dazu führen, dass die Über-
nahmechancen für Auszubildende auch in der 
Onshore-Branche bald schlechter werden. 

Leiharbeit und Werkverträge: gängige Flexibili-
sierungsinstrumente in allen Bereichen
Leiharbeit und Werkverträge bilden die gängigs-
te Form atypischer Beschäftigung in der Windin-
dustrie wie auch in anderen Branchen des me-
tallverarbeitenden Gewerbes. Insgesamt liegt 
hier der Anteil von Werkvertragsarbeitnehmerin-
nen und -arbeitnehmern an allen Beschäftigten 
bei 9,8 Prozent34 und der Anteil von Leiharbeits-
beschäftigten bei 10,6 Prozent.35 Damit ist die 
Leiharbeitsquote in der Windindustrie ungefähr 
auf dem gleichen Niveau wie in der Luft- und 
Raumfahrtindustrie (10,4 Prozent)36 im Jahr 2015 
und deutlich unter derjenigen in der Werftindus-
trie (14,6 Prozent).37 

31 Basis: 34 Betriebe mit 15647 Beschäftigten
32 Basis: 18 Betriebe mit 9440 Beschäftigten
33 Basis: 11 Betriebe mit 4142 Beschäftigten
34 Basis: 32 Betriebe mit 10350 Beschäftigten
35 Basis: 38 Betriebe mit 17839 Beschäftigten

36 Vgl. IG Metall (2015): air|report. Arbeits- und Pro-
duktionsbedingungen in der Luft- und Raumfahr-
tindustrie. Betriebsrätebefragung 2015. Ergebnisse 
und Schlussfolgerungen, S.16.

AUSBILDUNGSQUOTE IM BRANCHENVERGLEICH –  
NIEDRIGER AUSZUBILDENDENANTEIL IN DER WINDINDUSTRIE
 (Angaben in Prozent)

Quelle: Maschinenbau, Luft- und Raumfahrzeugbau, Schiffs- und Bootsbau:  
Bundesagentur für Arbeit (2016)

Schiffs- und Bootsbau 2015

Maschinenbau 2015

Windindustrie 2016

Luft- und Raumfahrzeugbau 2015 

4,9

6,5

7,7

4,1

14



Der Anteil von Leiharbeitnehmerinnen und -ar-
beitnehmern an den Beschäftigten insgesamt 
sollte aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass 
in einer bedeutenden Anzahl von Betrieben 
Leiharbeitskräfte deutlich häufiger eingesetzt 
werden. Denn während fünf Betriebe gegenwär-
tig keine Leiharbeitnehmer beschäftigen, wei-
sen zehn Betriebe Leiharbeitsquoten von über 
25 Prozent auf. In zwei Betrieben ist die Anzahl 
der Leiharbeitskräfte sogar höher als die der 
Stammbeschäftigten – die Leiharbeitsquoten 
liegen hier bei über 50 Prozent. 
Diese Zahlen belegen, dass Leiharbeit längst 
nicht mehr nur bei Auftragsspitzen eingesetzt 
wird. Vielmehr werden Arbeitsplätze von Stamm-
beschäftigten dauerhaft mit Leiharbeitneh-
merinnen und -arbeitnehmern besetzt. Dies ist 
insbesondere in der Produktion der Fall, wo 81,1 
Prozent aller Leiharbeitskräfte arbeiten.38 
Die Einsatzbereiche von Werkverträgen deuten 
außerdem darauf hin, dass Werkverträge nicht 
nur in den klassischen Bereichen (z. B. Kantine 
oder Sicherheitsdienst) vergeben werden. Werk-
vertragsarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer 
übernehmen auch Tätigkeiten in der eigenen 
Wertschöpfungskette des Betriebs, insbesonde-
re in der Produktion und im Engineering. 

Regulierung von Leiharbeit und Werkverträgen 
ausbaufähig
Dem vermehrten missbräuchlichen Einsatz von 
Leiharbeit und Werkverträgen kann durch eine 
bessere Regulierung sowie größere Mitbestim-
mungsrechte der betrieblichen Interessenvertre-
tungen entgegengewirkt werden. Diesbezüglich 
konnten in den vergangenen Jahren durch das 
Engagement der IG Metall und der Betriebsräte 
große Fortschritte erzielt und beispielsweise 
durch Tarifverträge und die Gründung von Be-
triebsratsgremien die Arbeitsbedingungen der 
Beschäftigten deutlich verbessert werden. Trotz-
dem sind Regulierungsinstrumente zur Begren-

zung von Leiharbeit noch längst nicht die Regel 
in den Betrieben der Windindustrie. 
Immerhin in der Hälfte der Betriebe (50 Prozent) 
kommt der Tarifvertrag über Branchenzuschläge 
für Leiharbeit zur Anwendung. Deutlich weniger 
verbreitet sind Instrumente auf betrieblicher 
Ebene wie beispielsweise eine Betriebsverein-
barung zur Regulierung von Leiharbeit (in 28,6 
Prozent der Betriebe) oder eine feste Quotie-
rung von Leiharbeit (in 19 Prozent der Betriebe). 
In Betrieben mit festgelegter Leiharbeitsquote 
beträgt diese durchschnittlich 16 Prozent.39 

LEIHARBEITSQUOTEN IM BRANCHENVERGLEICH 
 (Angaben in Prozent)

Werftindustrie 2015 

Windindustrie 2016

Luft- und Raumfahrzeugbau 2015

Quelle: Luft- und Raumfahrzeugbau: IG Metall (2015): air|report;  
Werftindustrie: IG Metall Küste (2015): Beschäftigung, Auftragslage und Perspektiven im  

deutschen Schiffbau. Ergebnisse der 24. Betriebsrätebefragung im September 2015

10,6

10,4

14,6

37 Vgl. IGM (2015): Beschäftigung, Auftragslage und 
Perspektiven im deutschen Schiffbau. Ergebnisse der 
24. Betriebsrätebefragung im September 2015. Erstellt 
durch die Agentur für Struktur- und Personalentwick-
lung mbH im Auftrag der IG Metall Küste, S. 11.

38 Basis: 28 Betriebe mit 10438 Beschäftigten
39 Basis: 6 Betriebe mit 2227 Beschäftigten

QUALIFIZIERTE MITBESTIMMUNG NÖTIG
» Das neue EEG setzt auf Ausschreibungen, die 
sich allein über den Preis entscheiden. Die Unter-
nehmen werden deshalb alles versuchen, um die 
Kosten weiter zu senken. Dadurch steigt der Druck 
auf die Beschäftigten. Mit qualifizierter Mitbestim-
mung halten Betriebsräte und IG Metall dagegen. «

HEIKO MESSERSCHMIDT 
IG METALL 

BEZIRKSLEITUNG KÜSTE
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Bei der Mitbestimmung und Regulierung von 
Werkverträgen sieht es noch schlechter aus: Nur 
18,4 Prozent der Betriebsräte werden bei der 
Vergabe von Werkverträgen im Vorfeld beteiligt, 
15,8 Prozent der befragten Betriebsräte wird in 
diesem Zusammenhang auch eine Wirtschaft-
lichkeitsrechnung vorgelegt.40 Eine Betriebsver-
einbarung zur Regulierung von Werkverträgen 
bildet bisher noch die absolute Ausnahme: Le-
diglich 7,5 Prozent der Befragten geben an, dass 
ein solches Instrument in ihrem Betrieb exis-
tiert.41 
Neben tariflichen und betrieblichen Regulie-
rungsinstrumenten können Leiharbeit und Werk-
verträge auch durch entsprechende gesetzliche 
Regelungen begrenzt werden. Der vom Bundes-
kabinett bereits beschlossene Gesetzesentwurf 
zur Regulierung von Leiharbeit und Werkverträ-
gen ist nach Auffassung einiger Betriebsräte 
allerdings nicht zielführend. So wird etwa be-
fürchtet, dass sich Betriebe aufgrund der Höchst- 
einsatzdauer von 18 Monaten absprechen und 
Leiharbeitsbeschäftigte nach diesen 18 Mona-
ten untereinander austauschen könnten. Die 
von den Betriebsräten angegebenen Probleme 
in Verbindung mit Leiharbeit – wie der dauer-
hafte Einsatz von Leiharbeitnehmerinnen und 
-arbeitnehmern, die unsicheren Beschäftigungs-
bedingungen der Leiharbeitskräfte sowie der 
Know-how-Verlust durch ständig wechselndes 
Personal – scheinen auch durch den Gesetzent-
wurf nicht annähernd gelöst. Vor diesem Hinter-
grund sieht über die Hälfte (59 Prozent) der Be-
triebsräte weiterhin großen Regulierungsbedarf 
bei Leiharbeit und Werkverträgen.42

Befristungen häufig bei Neueinstellungen
Eine andere Beschäftigtengruppe, die zwar zur 
Stammbelegschaft gezählt wird, dennoch aber 
von größeren Unsicherheiten betroffen ist, sind 
befristet Beschäftigte. In der Windindustrie be-
läuft sich der Anteil befristet Beschäftigter auf 
insgesamt 4,1 Prozent.43 Dabei scheint es nicht 

REGULIERUNG UND MITBESTIMMUNG BEI WERKVERTRÄGEN –  
BISHER EHER DIE AUSNAHME (Angaben in Prozent)

 Ja        Nein       nicht bekannt 

7,5 5,087,5

Existenz einer BV

13,215,871,1

Wirtschaftlichkeitsrechnung an BR vor Vergabe

10,518,471,1

Beteiligung BR bei Vergabe Werkverträge

LEIHARBEIT UND WERKVERTRÄGE – HOHER REGULIERUNGSBEDARF 
(Angaben in Prozent)

sehr gering (1-2)

gering (3-4)

mittel (5-6)

groß (7-8)

sehr groß (9-10)

17,9

12,8

10,3

28,2

30,8

Frage im Fragebogen: Wie hoch ist nach Einschätzung des Betriebsrats 
der Regulierungsbedarf hinsichtlich Leiharbeit und Werkverträgen? 
(1=kein Regulierungsbedarf; 10= sehr großer Regulierungsbedarf)

40 Basis: 38 Betriebe mit 18569 Beschäftigten
41 Basis: 40 Betriebe mit 18977 Beschäftigten
42 Basis: 39 Betriebe mit 18810 Beschäftigten
43 Basis: 34 Betriebe mit 14967 Beschäftigten

REGULIERUNGSINSTRUMENTE VON LEIHARBEIT –  
NOCH NICHT FLÄCHENDECKEND VERBREITET (Angaben in Prozent)

 Ja        Nein

71,4 28,6

Existenz einer BV zu Leiharbeit

50,050,0

Anwendung TV Branchenzuschläge

19,081,0

Feste Quotierung Leiharbeit
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44 Basis: 26 Betriebe mit 12772 Beschäftigten
45 Basis: 29 Betriebe mit 13584 Beschäftigten
46 Basis: 11 Betriebe mit 3847 Beschäftigten
47 Basis: 26 Betriebe mit 13470 Beschäftigten

48 Basis: 9 Betriebe mit 2408 Beschäftigten
49 Basis: 24 Betriebe mit 12037 Beschäftigten
50 Basis: 24 Betriebe mit 13455 Beschäftigten
51 Basis: 10 Betriebe mit 2455 Beschäftigten

unüblich zu sein, dass neue Kolleginnen und Kol-
legen zunächst befristet eingestellt werden. So 
erhielten 40,1 Prozent aller neu eingestellten Be-
schäftigten im vergangenen Jahr einen befriste-
ten Arbeitsvertrag.44 Knapp ein Drittel (31,4 Pro-
zent) der Neueinstellungen entfiel auf ehemalige 
Leiharbeiternehmerinnen und -arbeitnehmer, 
die vom Betrieb übernommen wurden.45 

Bessere Arbeits- und Ausbildungsbedingungen 
in tarifgebundenen Betrieben
Die Umfrageergebnisse kommen zu einem kla-
ren Ergebnis bezüglich der Wirkung von Tarif-
verträgen auf die Arbeits- und Ausbildungsbe-
dingungen in den Betrieben der Windindustrie. 
So ist die Leiharbeitsquote in Betrieben ohne 
Tarifvertrag (17,1 Prozent)46 ungefähr doppelt so 
hoch wie in Betrieben, in denen ein Tarifvertrag 
gilt (8,6 Prozent)47.Der Anteil befristet Beschäf-
tigter ist in nicht-tarifgebundenen Betrieben mit  
8,6 Prozent48 sogar mehr als doppelt so hoch 
wie in tarifgebundenen (3,3 Prozent)49. Außer-
dem sind Betriebe mit Tarifvertrag deutlich enga-
gierter in der Ausbildung. Die Ausbildungsquote 
beträgt hier 5,4 Prozent50, wohingegen nicht- 
tarifgebundene Betriebe eine sehr niedrige Aus-
bildungsquote von 2,4 Prozent aufweisen51. Ein 

Betriebe mit Tarifvertrag
Betriebe ohne Tarifvertrag

50,0
25,0

34,6
54,5

7,1
8,3

30,8
45,5

TARIFGEBUNDENE BETRIEBE HABEN WENIGER PROBLEME  
BEI DER STELLENBESETZUNG (Angaben in Prozent) 

Ja

Nein

Nicht 
bekannt

Ja

Nein

Nicht 
bekannt

42,9
66,7

34,6

Probleme bei der Stellenbesetzung

Existenz einer strategischen Personalplanung

Leiharbeitsquote

Befristungsquote

Azubi-Quote

TARIFVERTRÄGE SICHERN BESSERE ARBEITSBEDINGUNGEN  
 (Angaben in Prozent)

Betriebe mit Tarifvertrag
Betriebe ohne Tarifvertrag

8,6

3,3
8,6

5,4
2,4

17,1
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weiterer Unterschied zeigt sich bei der strategi-
schen Personalplanung, die in keinem Betrieb 
ohne Tarifvertrag angewendet wird.52 In tarifge-
bundenen existiert sie immerhin in mehr als ei-
nem Drittel (34,6 Prozent) der Betriebe.53

Der geringere Einsatz atypischer und unsiche-
rer Beschäftigungsformen, die nachhaltigere 
Personalpolitik, die höheren Ausbildungsakti-
vitäten sowie das höhere Gehalt in den Betrie-
ben, in denen ein Tarifvertrag gilt, wirken sich 
auch positiv auf die Rekrutierung von Fachkräf-
ten aus. Denn unter den Betrieben ohne Tarif-
bindung ist der Anteil jener, die Probleme bei 
der Stellenbesetzung hatten, mit 66,7 Prozent54 
deutlich höher als in Betrieben mit Tarifbindung 
(42,9 Prozent)55. 
Neben klaren Vorteilen für die Beschäftigten 
durch Tarifverträge können somit im Wettbewerb 
um qualifiziertes Personal auch die Unterneh-
men eindeutig vom Abschluss eines Tarifvertrags 

profitieren. In knapp einem Drittel der erfassten 
Betriebe (29 Prozent) gilt bisher jedoch immer 
noch kein Tarifvertrag.

52 Basis: 11 Betriebe mit 3801 Beschäftigten
53 Basis: 26 Betriebe mit 13784 Beschäftigten

54 Basis: 12 Betriebe mit 4094 Beschäftigten
55 Basis: 28 Betriebe mit 14447 Beschäftigten

TARIFBINDUNG STÄRKEN
» Wir haben schon Einiges erreicht. Die Umfrage 
zeigt, dass gut drei Viertel der Beschäftigten in 
einem Betrieb arbeiten, wo ein Tarifvertrag der  
IG Metall gilt. Es gibt aber noch viel zu tun. «

FLAVIO BENITES 
IG METALL VORSTAND

RESSORT INDUSTRIE-, STRUK-

TUR- UND ENERGIEPOLITIK
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Mit dieser Befragung liegt dem Netzwerk der 
Betriebsräte der IG Metall in der Windindustrie  
umfangreiches Datenmaterial über die Arbeits-
bedingungen in den Betrieben vor. Jetzt gilt es, 
die vorliegenden Ergebnisse in die Öffentlich-
keit zu tragen und daraus Konsequenzen für die 
Gewerkschaftsarbeit zu ziehen.

Die Daten enthalten vielfältige Hinweise auf 
Mängel und Schwachstellen der Branche. Sie lie-
fern dem Netzwerk wertvolle Impulse, um eigene 
Aktivitäten auf den Weg zu bringen, mit dem Ziel, 
Beschäftigung abzusichern und die Mitbestim-
mung weiterzuentwickeln. 
Aus den Ergebnissen der Umfrage lassen sich 
insbesondere folgende zentrale Handlungsan-
forderungen für die weitere Branchenarbeit ab-
leiten:

1. Nach der Reform ist vor der Reform: Die De-
ckelung des Windenergie-Ausbaus steht 
der Leistungsfähigkeit der Industrie entge-
gen. Die politische Limitierung des Ausbaus 
darf nicht dazu führen, dass Innovationen 
verhindert und der Ausbau der Windener-
gie verlangsamt wird. Ohne den massiven 
Ausbau der erneuerbaren Energien sind die 
Ziele des Klimaabkommens von Paris nicht 
zu erreichen. Eine weitere Reform des EEG 
ist deshalb unerlässlich. Sie darf aber nicht 
ausschließlich unter Kostengesichtspunkten 
vorgenommen werden, sondern muss sich 
daran orientieren, dass die Klimaschutzziele 
erreicht und die leistungsfähige Windindus- 
trie in Deutschland stärker ausgebaut wird.

2. Aufgrund der politisch beschlossenen Redu-
zierung des Ausbaus der Windenergie durch 
die EEG-Reform müssen Strategien entwi-
ckelt werden, um weiterhin wettbewerbsfä-
hig zu sein. Dazu zählen die Erschließung 
ausländischer Märkte sowie die Diversifizie-
rung der Produkte. Dies darf nicht ohne die 

Beteiligung des Betriebsrats geschehen. Rei-
ne Kostensenkungsprogramme mit Personal-
abbau müssen vermieden werden. 

3. Die Ausbildungsaktivitäten der Unternehmen 
müssen erhöht und nachhaltige Personalpla-
nungen etabliert werden, um den Fachkräfte-
bedarf der Branche decken zu können.

4. Der Einsatz von Leiharbeit und Werkverträ-
gen muss stärker reguliert werden. Hohe be-
triebliche Leiharbeitsquoten, der langfristige 
Einsatz von Leiharbeitskräften auf Arbeits-
plätzen von Stammbeschäftigten sowie die 
Übernahme vollständiger Tätigkeiten der ei-
genen Wertschöpfungskette durch Werkver-
tragsunternehmen müssen verhindert wer-
den.

5. Tarifverträge wirken sich positiv auf die Ar-
beits- und Ausbildungsbedingungen aus und 
verbessern die Position im Wettbewerb um 
Fachkräfte. Die Tarifbindung der Betriebe in 
der Windindustrie muss daher weiter erhöht 
werden.

Die Umfrage ist und bleibt ein wichtiges Instru-
ment für die sachlich fundierte Bewertung der 
Realität in den Betrieben sowie in der Branche. 
Sie unterstützt die Aktivitäten des Betriebs-
räte-Netzwerks der IG Metall, um die Arbeits- 
und Produktionsbedingungen mitzugestalten, 
Anforderungen an Politik und Unternehmen für 
eine nachhaltige Industriepolitik zu formulieren 
und weitere Initiativen für „Gute Arbeit“ in der 
Branche voranzutreiben.

SCHLUSSFOLGERUNGEN FÜR DIE BRANCHENARBEIT

Zentrale Handlungsanforderungen
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EU BESCHLIESST INVESTITIONSPROGRAMM

Juncker-Plan beginnt holprig

Expertenteam Maschinenbau: 
Branchendialog fortsetzen       Seite 2

Gerechte Finanzierung
öffentlicher Investitionen         Seite 3

IG Metall-Initiative  
zum Energieanlagenbau               Seite 4
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Mit dem Amtsantritt des neuen Präsidenten 
der EU-Kommission, Jean-Claude Juncker, 
verband sich seine Investitionsinitiative in 
Höhe von 315 Mrd. Euro. Die öffentliche In-
frastruktur, die Breitbandverkabelung, die 
Bildung und Qualifizierung in umweltver-
träglichen und ressourceneffizienten Tech-
nologien sollen gefördert werden, ebenso 
die Entwicklung von kohlenstoffarmen und 
damit klimafreundlichen Produkten. 
Alle politischen Seiten spendeten dem Vor-
haben, durch diese Initiative Arbeitsplätze zu 
schaffen, Beifall. Auch aus Sicht der IG Metall 
besteht eine gesellschaftliche, ökologische 
und ökonomische Notwendigkeit, verstärkt 
in so wichtige Wirtschaftsbereiche wie Ener-
gie- und Rohstoffeffizienz zu investieren.
Der Start der Initiative verläuft allerdings 
schleppend. Ursache dafür ist die Art und 
Weise, wie der Juncker-Plan finanziert wer-

den soll. In einem Fonds, der zum Teil aus 
Geldern des EU-Haushaltes (16 Mrd. Euro) 
und der Europäischen Investitionsbank (EIB) 
(5 Mrd. Euro) besteht, werden 21 Mrd. Euro 
bereitgestellt. Dieser garantierte Betrag soll 
die geplanten 315 Mrd. Euro durch private 
und staatliche Investitionen mobilisieren. 
Zu diesem Zweck wurde ein Europäischer 
Fonds für strategische Investitionen (EFSI) 
eingerichtet, der zusammen mit der EIB die 
Vergabe der Projektförderung in die Hand 
nehmen soll. 
Nach dem anfänglichen Nein zu der Frage, 
ob diese Mittel weiter aufgestockt werden 
sollen, haben sich inzwischen mehrere Län-
der – darunter Spanien, Frankreich, Italien, 
Luxemburg, Polen, die Slowakische Repub-
lik und nun auch Deutschland – zu einem Ja 
durchgerungen. Es ist auch dringend gebo-
ten, weitere Gelder in den Fonds einzuzah-

len, wenn die Initiative einen wirklich spür-
baren Effekt auf dem Arbeitsmarkt erzielen 
soll. Zwar nehmen sich die 315 Mrd. Euro auf 
den ersten Blick als respektable Summe 
aus. Verteilt man sie aber auf die Jahre von 
2015 bis 2018, macht dies gerade einmal 
0,8 Prozent des jährlichen Bruttoinlands- 
produkts der Europäischen Union.

RIESIGER INVESTITIONSSTAU 
Das Europäische Parlament (EP) hat bei der 
Definition der Vergaberichtlinien mit Nach-
druck darauf gedrängt, dass insbesondere 
Nachhaltigkeit (keine wirtschaftlichen Stroh-
feuer!) und die Schaffung von Arbeitsplätzen 
die wichtigsten Kriterien bei der Mittelver- 
gabe sind. Nach einer intensiv geführten 
Diskussion zwischen dem EP und der EU- 
Kommission (unter Beteiligung führender 
Mitgliedstaaten) über die Arbeitsweise des 
EFSI soll in diesen Tagen nun der vorliegende 
Entwurf des Investitionsprogramms durch 
EP und Rat verabschiedet werden. Danach 
kann der EFSI seine Arbeit aufnehmen.
Angesichts des großen Investitionsstaus 
wollten einige Projektverantwortliche aller- 
dings nicht auf das Ende des Gesetzge-
bungsverfahrens warten. Bereits im April 
lief die Förderung der ersten Projekte im  
Rahmen der Investitionsinitiative an. Die 
Verwaltungsräte der EIB und des Europä- 
ischen Investitionsfonds (EIF) haben entspre- 
chende Darlehen von insgesamt 300 Mio. 
Euro für Projekte genehmigt, die höchst 
wahrscheinlich über das EFSI finanziert wer-
den können. Dadurch werden rund 850 Mio. 
Euro für Vorhaben des öffentlichen und des 
privaten Sektors mobilisiert. Projekte, die 
förderungswürdig erscheinen, aber womög-
lich doch nicht für den EFSI in Betracht kom-
men, will die EIB im Rahmen ihrer normalen 
Bankgeschäfte finanzieren.
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Vor einem halben Jahr war der „Juncker-Plan“ in Europa in aller Munde: ein respektables 
Investitionsprogramm, das die europäischen Länder für die neuen technologischen, 
ökologischen und gesellschaftlichen Herausforderungen wappnen soll. Doch so richtig 
kommt das Projekt nicht voran.
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Betrachtet man allein die abgehängten  
Industrieregionen in Großbritannien und 
die Zustimmung der dortigen frustrierten 
Bevölkerung zum Brexit, wird klar: Die 
Frage einer starken industriellen Basis ist 
kein Problem unter anderen. Sie entschei-
det wesentlich über den Fortbestand Euro-
pas mit.
Der Workshop „Re-Industrialisierung Eu-
ropas! Konzepte und Perspektiven“, der 
Anfang Juli in der IG Metall-Vorstands- 
verwaltung stattfand, stand ganz im Zei-
chen des einige Tage zuvor stattgefunde-
nen Brexit-Referendums. Wolfgang Lemb, 
geschäftsführendes Vorstandsmitglied der 
IG Metall, nahm dies zum Anlass mit den 
teilnehmenden Wissenschaftlerinnen und 
Wissenschaftlern, Gewerkschaftssekretär- 
innen und -sekretären sowie mit Betriebs- 
räten über den derzeitigen Stand Europas 

und der Europäischen Industriepolitik zu 
diskutieren. Dabei machte er die Dringlich-
keit einer Re-Industrialisierungsstrategie 
deutlich. Beispielsweise sank der Indus- 
trieanteil an der Bruttowertschöpfung der 
EU von 16,7 Prozent im Jahr 2005 auf der-
zeit gerade einmal 15 Prozent, Tendenz 
weiterhin rückläufig. Die Notwendigkeit 
eines Kurswechsels sei zwar mittlerweile 
auch den Brüsseler Verantwortlichen klar, 
so Lemb. Aber den vollmundigen Ansagen 
und Papieren seien keine ernstzunehmen-
den politischen Maßnahmen gefolgt.
Es folgten drei Panels/Foren mit acht Län-
derreports. Im ersten Panel, in dem es um 
die neue staatliche Wertschätzung der 
Industriepolitik ging, wurde – unter ande-
rem am Beispiel Frankreichs – deutlich, 
dass mit staatlichem Aktionismus nicht 
zwangsläufig Impulse zur Re-Industriali-

sierung einhergehen. 34 Aktionspläne zu 
„Zukunftsindustrien“ hat die französische 
Regierung allein 2013 verabschiedet. Sie 
stehen jedoch unkoordiniert nebeneinan-
der und werden ohne starke finanzielle Ba-
sis kaum Wirkung entfalten.

GROSSE UNTERSCHIEDE ZWISCHEN 
LÄNDERN UND REGIONEN
Im zweiten Panel, das sich mit den Her-
ausforderungen regionaler Strukturpolitik 
beschäftigte, zeigte das Beispiel Italiens, 
wie sehr sich nicht nur die Unterschiede 
zwischen den Ländern Europas, sondern 
auch zwischen den Regionen der einzel-
nen Länder vertiefen. Im Norden Italiens, 
insbesondere in der Region Emilia-Romag-
na, existieren hoch produktive und innova-
tive Industriestrukturen, die im südlichen 
Teil Italiens kaum vorzufinden sind.  
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DEBATTE ÜBER DIE ZUKUNFT EUROPAS

Die Re-Industrialisierung  
ist eine Schicksalsfrage 
Die Spannungen in Europa nehmen zu. Das gilt nicht nur für das politische Klima, sondern auch für die Situation der Industrie und ihrer 
Beschäftigten. Während es immer noch starke und hochinnovative Boomregionen gibt, verlieren weite Teile Europas zunehmend ihre 
industrielle Basis. Eine Re-Industrialisierungspolitik in Europa ist dringlicher denn je.
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Deutschland weist seit Jahren eine erheb- liche Investitionslücke aus. Nicht nur not-wendige öffentliche, auch private Investi-tionen bleiben aus. Auf rund 80 Milliarden Euro jährlich beläuft sich dieser Investitions- stau. Bei den Kommunen summiert sich der Rückstand inzwischen auf 132 Milliarden Euro. Damit ist keine Zukunft zu machen. Die Folgen dieser rigiden Sparpolitik – die „schwarze Null“ ist für Finanzminister Wolf-gang Schäuble Gesetz – werden immer of-fenkundiger. 
Für Gustav Horn, Direktor des Instituts für Makroökonomie und Konjunkturforschung (IMK), ist es daher höchste Zeit, die Weichen neu zu stellen. „Das Geld für Investitionen und Innovationen ist da. Durch die niedrig gehaltenen Löhne und eine Steuerpolitik, die die Reichen begünstigt, erwirtschafteten die Unternehmen in den letzten Jahren über-wiegend gute Renditen. Das Problem ist nur: 

Sie wissen mit dem Geld nichts anzufangen. Sie lassen es zirkulieren, statt es real zu in-vestieren.“
Es sei die allgemeine Unsicherheit, die viele Unternehmen davon abhalte, Zukunftsin-vestitionen zu tätigen und einen nachhalti-gen selbsttragenden Aufschwung in Gang zu bringen, betonte Horn in seinem Impulsrefe-rat. Hier müsse der Staat gegensteuern, in-dem er die Steuerpolitik ändert, die Binnen-nachfrage ankurbelt, nachhaltige öffentliche Investitionen tätigt und eine Neuverschul-dung nicht grundsätzlich ausschließt. Die öffentliche Hand muss bei den Investitio-nen in Vorleistung treten, um private Investi-tionen anzustoßen. Dies war auch einhellige Ansicht der Betriebsräte bei der anschlie-ßenden Podiumsdiskussion. 

Dass die Bundesregierung vor dem akuten Investitionsstau insbesondere in den Berei-chen Verkehr, Energie und Breitband nicht 

mehr die Augen verschließt, wertete Wolf-gang Lemb, geschäftsführendes Vorstands-mitglied der IG Metall, als wichtigen Schritt nach vorne. Aber die Vorschläge, die die im Sommer 2014 vom Bundeswirtschafts- ministerium einberufene Expertenkommis-sion zum Thema „Investitionen“ kürzlich in ihrem Abschlussbericht präsentiert habe, gingen in die falsche Richtung. 

SONDERVOTUM DER GEWERKSCHAFTENDaher hätten die beteiligten Gewerkschafts-vertreter ihre Positionen in einem Sonder- votum zum Ausdruck gebracht. Darin kriti-sieren sie vor allem die Idee, privates Kapital zur Finanzierung der Infrastruktur zu mobili-sieren und damit vor allem Lebensversiche-rungen und Rentenfonds, die zumeist nur an hohen Renditen und lukrativen Projek-ten interessiert sind, neue Kapitalanlage-möglichkeiten zu verschaffen. Die Gewerk-schaften fordern vielmehr, dass öffentliche Investitionen vorrangig aus Steuermitteln finanziert werden. Zudem soll die öffent- liche Hand ihren Verschuldungsspielraum voll ausschöpfen und öffentliche Investitio-nen von der Schuldenbremse ausnehmen. Hohe Einkommen und große Vermögen müssten stärker besteuert werden, um mit diesen höheren Steuereinnahmen öffent- liche Investitionen finanzieren zu können. Dass die Debatte an diesen Punkten weiter geführt werden muss, wurde in der abschlie-ßenden, hochrangig besetzten Experten-runde deutlich. Sie zeigte zudem, dass der enorme Problemdruck, der mit der Flücht-lingswelle weiter steigen wird, nur gemein-sam und rasch bewältigt werden kann.
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In Deutschland herrscht akuter Innovationsstau. Dessen Folgen werden immer sichtbarer: 
marode Straßen, Brücken, öffentliche Gebäude. Besonders dramatisch ist die Situation in 
den Kommunen. Bleiben öffentliche Investitionen aus, wirkt sich dies auch auf die Inves-titionstätigkeit der Unternehmen negativ aus. Was ist nötig, um diesen Innovationsstau 
aufzulösen? Wie können Investitionen und Innovationen vorangetrieben werden? Diese 
Fragen standen im Mittelpunkt einer Tagung der IG Metall am 23. September 2015 in Berlin. 
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Der Maschinen- und Anlagenbau ist neben 
der Automobilindustrie in Deutschland eine 
Schlüsselindustrie. Er ist ein wichtiger in-
dustrieller Kern der deutschen Wirtschaft 
und spielt eine entscheidende Rolle für die 
ökonomische, beschäftigungspolitische und 
gesellschaftliche Entwicklung des Landes. In 
keiner anderen Industriebranche arbeiten in 
Deutschland so viele Menschen. Im Jahr 2014 
hat der Maschinenbau die eine Million-Mar-
ke dauerhaft übersprungen. 
Der deutsche Maschinenbau kann sich aber 
nicht auf den bisherigen Erfolgen ausruhen. 
Der internationale Wettbewerbsdruck nimmt 
vor allem aus Asien und den USA massiv 
zu. Insbesondere China setzt auf den Ma-
schinenbau und will in HighTech-Segmente 
vorstoßen, in denen die deutsche Branche 
besonders stark ist.
Zugleich verlangen Klimawandel, Res-
sourcenknappheit, Digitalisierung der 
Wirtschaft, demografischer Wandel und 
Verschiebungen in den internationalen 
Wirtschaftsbeziehungen auch vom Ma-
schinenbau neue Antworten. Gemeinsame 
Anstrengungen sind notwendig, um diese 

Herausforderungen zu meistern. Dies hat 
auch das Bundeswirtschaftsministerium 
erkannt und in seiner Neuausrichtung 
der Industriepolitik einen ergebnisorien- 
tierten Dialog mit Wirtschaft und Gewerk-
schaften angestoßen. Im Oktober 2014 
hat das BMWi eine öffentliche Konsulta-
tion im Maschinen- und Anlagenbau ge-
startet. Die Ergebnisse der Online-Befra-
gung sind Anfang Dezember 2014 in ein 
Fachgespräch mit Vertretern der IG Metall 
und des VDMA/VDW eingeflossen. Maß-
nahmen zu drei Handlungsfeldern (Be-
schäftigung, Internationalisierung, Digita- 
lisierung) wurden diskutiert. Am 16. Dezem-
ber fand ein Spitzengespräch mit Bundes-
wirtschaftsminister Sigmar Gabriel statt, 
um die Umsetzungsmaßnahmen zu be-
schließen (➤ Gemeinsame Erklärung). 
Entscheidender Erfolgsfaktor für den tra-
ditionell gut aufgestellten deutschen Ma-
schinenbau ist seine Kompetenz, optimale 
wettbewerbsfähige Lösungen für seine 
Kunden und technische Schlüsselleistun-
gen anzubieten. Die Dialogpartner stim-
men überein, dass diese Kompetenz durch 

gezielte Anstrengungen in Bildung und 
Innovation laufend neu erworben werden 
muss und dass dazu auch ein wesentlicher 
Beitrag der Politik erforderlich ist.
Qualifizierte Beschäftigte sind der entschei-
dende Erfolgsfaktor für den Maschinenbau. 
Damit es dabei bleibt, ist es notwendig, 
die typischen Berufsbilder und die zuge-
hörigen Ausbildungsinhalte des Maschi-
nenbaus auf ihre Aktualität zu prüfen und 
anzupassen. Es muss selbstverständlich 
sein, dass die junge Generation eine Chan-
ce auf einen Ausbildungsplatz bekommt. 
Dies schließt ausdrücklich Jugendliche mit 
geringeren Qualifikationen ein. Notwendig 
ist zudem eine alternsgerechte, lernförder-
liche Arbeitsorganisation für ein kreatives 
Arbeitsumfeld. Die Dialogpartner haben 
sich außerdem dazu verpflichtet, den Miss-
brauch von Werk- und Dienstverträgen zu 
verhindern und in Missbrauchsfällen ge-
meinsam aktiv zu werden. 

„Made in gerMany“ auch in Zukunft
Die Digitalisierung der Wirtschaft ist eine 
Zukunftsaufgabe. Für den Erfolg wird mit 
entscheidend sein, dass die Beschäftigten 
frühzeitig in die Gestaltung der Verände-
rungsprozesse einbezogen werden und ihnen 
selbstverantwortliches Arbeiten ermöglicht 
wird. Nur so ist der Nutzen für die Beschäf-
tigten und die Akzeptanz dieser Technologie 
gegeben. BMWi, VDMA und IG Metall werden 
sich dafür einsetzen.
Die Vertragspartner bekennen sich zum In-
dustrie- und Produktionsstandort Deutsch-
land. Der Maschinen- und Anlagenbau soll 
auch in Zukunft die Weltmärkte mit Gütern 
„Made in Germany“ beliefern. Dazu müssen 
auch die weltwirtschaftlichen Rahmenbedin-
gungen stimmen: ein fairer Welthandel und 
offene Weltmärkte. 
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Die IG Metall hat in einer gemeinsamen Erklärung mit dem Branchenverband VDMA und 
dem Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWi) ein Maßnahmenpaket zur 
Zukunft des Maschinen- und Anlagenbaus beschlossen. Dieses werden die Vertrags- 
parteien gemeinsam umsetzen.
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Der Blick der Betriebsräte aus Unter-nehmen der Branche geht schon lange über den nationalen Tellerrand hinaus. Die Wirtschaftssanktionen gegen Russ-land, die aggressive Wettbewerbspolitik Chinas und dessen möglicher Marktwirt-schaftsstatus rücken zunehmend in den Fokus der Betriebsratsarbeit. Das machte die Diskussion auf der Tagung deutlich, an der auch Wolfgang Lemb, geschäfts-führendes Vorstandsmitglied der IG Me-tall, teilnahm.
Generell zeigt sich, dass sich die wirtschaft-liche Lage in den einzelnen Teilbranchen recht unterschiedlich darstellt: Während beispielsweise die Bereiche Robotik und Automation volle Auftragsbücher vorwei-sen können, leiden der Energieanlagenbau 

und die Textilmaschinenindustrie schon seit längerem unter Absatzschwierigkeiten. Auch die Teilbranchen Bau- und Landma-schinen, Photovoltaik und Industriearma-turen stehen vor großen und vielfältigen Herausforderungen. 

FRÜHWARNSYSTEM 
Die IG Metall plant daher, eine Art Früh- warnsystem einzuführen, das bei den Mit-gliedern des Expertenteams auf großes Interesse stieß und eine lebhafte Debatte auslöste. Vorgesehen ist, die wirtschaft-liche Lage möglichst zahlreicher Betrie-be des Maschinen- und Anlagenbaus zu erfassen und absehbare Entwicklungen in naher Zukunft zu beschreiben und zu bewerten. In der Gesamtschau können 

dann Rückschlüsse auf Trends oder sich zuspitzende Situationen in den jeweiligen Teilbranchen gezogen werden.
Neben den Auswirkungen der Globalisie-rung auf die einzelnen Teilbranchen ging es bei dieser Tagung auch um die Folgen des demografischen Wandels in den Be-trieben. Dies ist ebenfalls ein Thema, das die Gesamtbranche betrifft und verstärkt angegangen werden muss, da es den Be-legschaften und den Betriebsräten buch-stäblich unter den Nägeln brennt. Wie soll wertvolles betriebsinternes Wissen des Maschinen- und Anlagenbaus an nachfol-gende Beschäftigtengenerationen weiter-gegeben werden, wenn zu wenige Fachkräf-te an den entscheidenden Stellen aus- und weitergebildet werden? „Wir laufen einer bedrohlichen Fachkräftelücke entgegen“. Diese Einschätzung war Konsens auf der Ta-gung. Ein vom Branchenteam betreutes und von der EU gefördertes dreijähriges Projekt soll sich dieser Problematik annehmen. Es geht dabei darum, in enger Zusammenar-beit mit Betriebsräten des Maschinen- und Anlagenbaus an einer nachhaltigen Perso-nalentwicklung und Weiterbildungskultur in den Betrieben zu arbeiten.

Ein weiterer Schwerpunkt des Treffens wa-ren die Themen „Werkverträge“ und „Kon-traktlogistik“. Auch im Maschinenbau ist diese Praxis nach Ansicht der Betriebsräte inzwischen weit verbreitet, um Tarifverträge zu unterlaufen. Die Tagungen der Teilbran-chen werden diese Strategie der Unterneh-mensleitungen thematisieren. Die Diskus-sion soll mit dem Ziel geführt werden, die Kampagne der IG Metall zu unterstützen.
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Die drohende Verlagerung von Produktionsstätten auf dem stark global geprägten Markt 
des Maschinen- und Anlagenbaus stand im Zentrum der Diskussion des Expertenteams 
Maschinenbau der IG Metall. Aber auch andere Themen, wie der demografische Wandel, 
kamen bei dem Treffen der rund dreißig Betriebsräte aus den verschiedenen Teilbran-chen des Maschinen- und Anlagenbaus Anfang März in der Vorstandsverwaltung der  
IG Metall zur Sprache. 

EXPERTENTEAM MASCHINENBAU DER IG METALL
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Aus Sicht der IG Metall braucht Europa 
mehr Investitionen. Im Vergleich zum 
Höchststand vor der Krise 2007/2008 hat 
sich die Investitionstätigkeit in der EU um 
rund 15 Prozent verringert. Dies betrifft 
sowohl öffentliche, als auch private Inves-
titionen. Eine schwache Binnennachfrage, 
langfristiges niedriges Wachstum sowie 
letztlich Stagnation und Rückbau von In-
dustriearbeitsplätzen sind Folgen dieser 
zunehmenden Investitionsschwäche in 
Europa.
Herzstück des „Juncker-Plans“ ist der Eu-
ropäische Fonds für strategische Investi-
tionen (EFSI). Auf Grundlage von 21 Mrd. 
Euro sollte mittels Kreditvergabe und 

Ko-Finanzierung das 15-fache an Investi-
tionen innerhalb von drei Jahren zusam-
menkommen. Ingesamt 315 Mrd. Euro soll-
ten auf diese Weise in Infrastruktur- und 
Innovationsprojekte sowie KMUs fließen. 
In Deutschland beispielsweise wurden so 
Investitionen in ein Kieler Gasmotoren-
heizkraftwerk und in ein Forschungs- und 
Entwicklungsprojekt der Heidelberger 
Druckmaschinen gefördert.
Ein Jahr nach dem Inkrafttreten des EFSI 
zieht die Kommission nun eine positive 
Zwischenbilanz: Bisher seien Investitio-
nen im Volumen von mehr als 100 Mrd. 
Euro getätigt worden. Damit befinde sich 
der EFSI im Soll. Es darf jedoch bezweifelt 

werden, ob sich die 100 Mrd. Euro tatsäch-
lich aus „zusätzlichen“ Investitionen zu-
sammensetzen. 
Ein Großteil der Investitionsprojekte wäre 
wohl auch ohne EFSI unter dem Dach der 
Europäischen Investitionsbank, europä-
ischer Förderprogramme oder nationa-
ler Förderbanken zustande gekommen. 
Überdies zeigt sich, dass die Investitio-
nen nicht dorthin fließen, wo sie am drin-
gendsten benötigt werden: Beispielsweise  
hat Griechenland trotz schwerwiegendster  
wirtschaftlicher Probleme bisher kaum vom  
EFSI profitiert.

ZUSÄTZLICHE INVESTITIONEN FÖRDERN!
Nach den Plänen der Kommission soll nun 
die Laufzeit verlängert werden. Die IG Me-
tall fordert, dass die Neuauflage des EFSI 
mit einer starken Erhöhung der Finanzie-
rungsgrundlage einhergehen muss, so 
dass auch wirklich zusätzliche Investi- 
tionen gefördert werden können. Die um-
geschichteten 21 Mrd. Euro reichen bei 
Weitem nicht aus. Sie erscheinen marginal 
im Vergleich zu den 236 Mrd. Euro, die al-
lein in Deutschland für die Bankenrettung 
in Rahmen der Finanzkrise ausgegeben 
wurden.
Die IG Metall ist ferner der Ansicht,  dass 
der dem EFSI entgegenwirkende Sparkurs 
in Europa beendet werden muss. Die Mit-
gliedstaaten brauchen größere Spielräu-
me für öffentliche Investitionen. Diese 
müssen daher vom Fiskalpakt ausgenom-
men werden. In Ländern wie Deutschland, 
wo Budgetfreiräume für Investitionen auch 
ohne Schuldenbremse bestehen, müssen 
die Haushaltsüberschüsse schon jetzt für 
dringend benötigte Investitionen herange-
zogen werden.
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DER EUROPÄISCHE FONDS FÜR STRATEGISCHE INVESTITIONEN („JUNCKER-PLAN“) –  
EINE KRITISCHE ZWISCHENBILANZ 

Wenig zielführender Schritt
Mit der 2014 unter dem Präsidenten der EU-Kommission Jean-Claude Juncker betriebe-
nen Neuausrichtung der Industriepolitik und einer europäischen „Investitionsoffensive“ 
sollte die Industrie in Europa gestärkt und weiteren Verlagerungen von Arbeitsplätzen 
ins außereuropäische Ausland vorgebeugt werden. Was dann aber als „Juncker-Plan“ 
seinen Lauf nahm, kann allenfalls als kleiner und wenig zielführender Schritt auf dem 
Weg zu mehr Investitionen und Wachstum in Europa gewertet werden.
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